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Die Grenzen der Teilhabe wurden erst ein-
mal in der Praxis ausprobiert. Großes Inter-
esse und eine unglückliche Raumzuweisung
führten nämlich dazu, daß der Seminarraum
bis auf den letzten Quadratmeter gefüllt war,
ja Interessenten vor der Tür bleiben mußten.
Die Zuhörer saßen zwischen und hinter den
Referenten. Doch es sei gleich hier gesagt, daß
die durchwegs ausgezeichneten Vorträge das
Publikum die beengten Verhältnisse verges-
sen ließen. Die annähernd vier Stunden der
Vormittagssektion wurden nie langweilig, sie
erschienen nicht einmal langwierig.

Der Sektionsleiter JAN TIMMER (Bonn)
wies in seiner Einführung auf den gerin-
gen analytischen Wert des Demokratiebegriffs
hin, insbesondere im Hinblick auf die Antike.
Wie ‘gelungen’ eine Demokratie ist, verbin-
det man gern mit dem Ausmaß der Teilnah-
me der Bürger am politischen Prozeß. Auf-
bauend auf politikwissenschaftlichen Überle-
gungen, zeigte Timmer, daß Partizipation –
verstanden als über die bloße Symbolisierung
von Zugehörigkeit zur Gemeinschaft hinaus-
gehende Aktivität – am besten im Spannungs-
dreieck mit Effektivität / Systemrationalität
und Legitimität gefaßt werden kann. Effek-
tivität / Systemrationalität bezeichnen dabei
die Fähigkeit, mit akzeptablem Aufwand kol-
lektiv verbindliche Entscheidungen zu erzie-
len und den Erhalt des politischen Systems
sicherzustellen. Wird nun durch die Auswei-
tung von Partizipationsmöglichkeiten Legiti-
mität geschaffen, so kann dies negative Fol-
gen für die Effektivität politischer Systeme
haben. Umgekehrt leidet die Legitimität poli-
tischer Systeme, wenn die Partizipationsmög-
lichkeiten etwa durch Zensusgrenzen einge-
schränkt werden. Von besonderer Bedeutung

sind also die Mittel, mit denen die Gleichzei-
tigkeit von Teilhabe und Effektivität gesichert
wird. Hierbei ist etwa an die Ausweitung nor-
mativer Partizipationsformen zu denken oder
an Formen symbolischer Kommunikation, die
es ermöglichen, Exklusion zu verschleiern.

Die erste historische Fallstudie präsentier-
te GUNNAR SEELENTAG (Köln) mit ei-
nem Vortrag über die Ungleichheit der kreti-
schen Homoioi in spätarchaischer und klas-
sischer Zeit. Etikettierungen wie Oligarchie
oder Aristokratie sind nicht geeignet, die kre-
tischen Gemeinwesen zu verstehen: Die Be-
amten, die so genannten Kosmen, wurden aus
bestimmten Geschlechtern gewählt, und aus
den ehemaligen Kosmen setzte sich wieder-
um der Rat der Alten, der Geronten, zusam-
men. Diese trafen die Beschlüsse, die Volks-
versammlung, zu der alle Bürger Zutritt hat-
ten, stimmte stets zu. Aber: Ihre Zustimmung
war nichtsdestotrotz notwendig zur Erzeu-
gung von Legitimität. Die Kosmen und Ge-
ronten trafen ihre Entscheidungen im Kon-
sens. Dies setzte eine Disposition zum Kom-
promiß und die Bereitschaft zu langwieri-
gen Verhandlungen voraus. Möglich war das
nur bei einer hohen sozialen Kohäsion der
Verfahrensbeteiligten, und diese war durch
die Auswahl aus vornehmen Familien ja ge-
geben. Umgekehrt stärkte der Konsens na-
türlich wieder den Zusammenhalt der Aris-
tokraten. Die Agora dagegen, die Volksver-
sammlung, verfuhr nach dem Mehrheitsprin-
zip. Die Transaktionskosten waren also erheb-
lich niedriger, der Sozialisationsaufwand ge-
ringer, und die Zahl von Verfahrensbeteilig-
ten konnte unendlich hoch sein, ja es galt
sogar: je höher die Partizipation, desto grö-
ßer die Legitimität. Allerdings: Mit der Ak-
zeptanz der in der Abstimmung Unterlege-
nen war nicht unbedingt zu rechnen. Hier
lag der Keim für innere Unruhen. Erst das
Zusammenwirken von Konsens- und Mehr-
heitsentscheidung machte den Beschluß einer
kretischen Polis legitim. Dieses Verfahren läßt
sich als hierarchische Steuerung beschreiben:
Ein Akteur legt die Entscheidungsprämissen
der anderen Akteure fest, deren Präferenzen
finden keine unmittelbare Berücksichtigung,
statt dessen übertragen die sozial Höherran-
gigen ihre eigenen Präferenzen. Die sozialen
Kosten, um die Rangniederen zum Befolgen
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der vorgegebenen Bahnen zu bringen, sind
hoch. Die Ausrichtung an einem für alle gel-
tenden ‘Gemeinwohl’ erfordert eine intensive
Sozialisation und eine ethische Homogenisie-
rung der Akteure.

Mit einer rein verfahrensanalytischen Me-
thode sind die Eigentümlichkeiten der kreti-
schen Verfassungen also nicht zu verstehen.
Seelentag setzte stattdessen bei der sozialen
Interaktion und Kommunikation an. Alle Bür-
ger waren in zeitintensive gesellschaftliche
Institutionen eingebunden, von Paideia und
Ephebie über eine zehnjährige Phase als Jung-
bürger bis hin zu den Mahlgemeinschaften,
den Andreia, in denen man für den Rest sei-
nes Lebens verblieb. Schon während der Pai-
deia, die vor allem auf physisches Training
Wert legte, ragten einige Knaben heraus, die
‘Strahlendsten’. Dabei handelte es sich nicht
einfach um die Leistungsstärksten, sondern
um die Abkömmlinge der führenden Fami-
lien. Ihr Vorrang setzte sich bis in die And-
reia hinein fort. Diese Knaben stellten später
die Kosmen, sie bildeten den kretischen Adel.
Der große Unterschied zur übrigen griechi-
schen Aristokratie bestand nun darin, daß die
Vornehmen Kretas nicht einen separaten so-
zialen Raum für sich beanspruchten, in dem
sie ihre Überlegenheit gegenüber dem Demos
zur Schau stellten, sondern daß sie ihr Leben
mit dem Volk teilten. Adel und Demos stan-
den Seite an Seite. Daraus resultierten eini-
ge bemerkenswerte Eigentümlichkeiten: Die
materielle Kultur Kretas ließ seit etwa 630
an Reichtum und Vielfalt deutlich nach (Be-
stattungen, Keramik), das Individuum war
selbst in Weihinschriften kaum mehr zu fas-
sen, überhaupt kamen Dedikationen weitge-
hend zum Erliegen, auf der Insel und erst
recht in den panhellenischen Heiligtümern.
Kreta isolierte sich kulturell wie politisch von
der griechischen Welt. Der einzelne Adeli-
ge wurde unsichtbar. So wurde die Kohäsi-
on der Aristokratie sichergestellt und gleich-
zeitig auf Distanz gegenüber dem Demos ver-
zichtet. Wie diese soziale Integration funktio-
nierte, zeigte Seelentag eindrücklich am Bei-
spiel der Andreia, die strikt von den ande-
ren, den Fremden und Unfreien, abgeschot-
tet waren. Ich kann hier nur einen bemer-
kenswerten Punkt hervorheben: Anders als
in Sparta zahlten die Bürger keinen absolu-

ten Beitrag für die Mahlgemeinschaften, son-
dern einen relativen. Ein Kreter konnte al-
so nicht seine Teilhabe an der Gemeinschaft
verlieren, wenn seine materiellen Ressour-
cen schwanden. Die Reichen (= die Adeligen)
zahlten mehr und unterstützten damit die Ar-
men. Das verschaffte ihnen einen Prestigevor-
sprung, den die Ärmeren (= die einfachen
Bürger) nie einholen konnten. Ein Element
der Gleichheit wurde aber insofern gewahrt,
als alle eben den gleichen Anteil ihrer Ein-
künfte einzahlten. Der Adel verwandte seine
Mittel nicht auf einen verfeinerten Lebensstil,
sondern ließ sie seinen Mitbürgern zukom-
men. Die jahrelange, ja lebenslange Übung
in den Andreia zementierte den Führungs-
anspruch der Aristokratie. Gleichzeitig boten
die Andreia den besten Ort, um informell
über öffentliche Angelegenheiten zu sprechen
und den politischen Prozeß vorzubereiten.
Die Andreia bildeten die Grundlage für die
hierarchische Steuerung des Demos bei poli-
tischen Entscheidungen. Exklusive Integrati-
onskreise des Demos gab es nicht, alle Bürger
waren in die Andreia und die geographisch
organisierten Phylen eingebunden.

In der Diskussion wurde zum einen über
die Auswirkung von Druck auf das System
debattiert: ob äußere Aggression zur sozialen
Kohäsion führte oder ob erst diese ein Zu-
sammenhalten nach außen ermöglichte; wel-
che Rolle die Unzufriedenheit der Unfreien
spielte; ob das geringe außenpolitische En-
gagement eine Folge der langwierigen inne-
ren Konsensaushandlung war. Zum anderen
stand der Charakter des Adels im Mittel-
punkt. Ist er überhaupt als solcher zu bezeich-
nen, wenn er sich so sehr vom gemeingrie-
chischen unterschied (Seelentag: nein im pan-
hellenischen, ja im kretischen Kontext), und,
etwas anders, inwieweit ist er als einheitlich
handelnde Schicht anzusehen angesichts der
häufigen Staseis? Welche Rolle kommt hierbei
der geringen sozialen Mobilität und der klein-
teiligen Siedlungsstruktur zu?

WOLFGANG BLÖSEL (Düsseldorf) analy-
sierte in seinem Vortrag Zensusgrenzen und
politische Partizipation im klassischen Grie-
chenland. Als Oligarchie bezeichnen wir sol-
che Gemeinwesen, in denen nur ein kleiner
Teil der Gesamtbürgerschaft die Ämter be-
setzt, also dieselben Individuen oder Fami-
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lien. Der Zugang ist dabei durch bestimmte
Qualifikationserfordernisse begrenzt, manch-
mal die Herkunft, meist das Vermögen. Be-
lege für solche Zensusgrenzen sind rar, aber
ausgerechnet für das demokratische Athen
fließen die Quellen reichlich. Die Quellen be-
legen, gegen die communis opinio der For-
schung, keineswegs einen Zugang aller Athe-
ner zu den Ämtern, im Gegenteil, sie legen
den Ausschluß der untersten Zensusklasse,
der Theten, nahe. Dafür spricht nicht nur
die politische Praxis, auch in der voraristo-
telischen politischen Theorie war das Pos-
tulat einer Zulassung aller Bürger zu den
Ämtern schwach ausgeprägt. Selbst die we-
nigen demokratischen Theoretiker behaupte-
ten bloß, daß die große Masse der Bürger,
sowohl was den Reichtum als auch die Tu-
gend angehe, zusammengenommen den ein-
zelnen Aristokraten weit überlegen sei, al-
so gemeinsam notwendigerweise bessere Ent-
scheidungen treffe als diese. Diese sog. Akku-
mulationstheorie zielte lediglich auf den Füh-
rungsanspruch vielköpfiger Gremien wie der
Volksversammlung oder des Volksgerichtes.
Bei Einzelbeamten oder bei Kollegien mit we-
nigen Amtsträgern gestand eine solche Argu-
mentation jedoch implizit die Überlegenheit
der Begüterten und Aristokraten gegenüber
den ärmeren Mitbürgern ein. Arme, also sol-
che, die nicht vom Ertrag ihrer Äcker leben
konnten, mußten ohnehin nicht nur als Klein-
händler, Tagelöhner oder Handwerker ihr Le-
ben fristen, sie waren auch moralisch stigma-
tisiert. Jedes Unrecht wurde ihnen zugetraut.
Seit der Mitte des vierten Jahrhunderts wur-
den die Zensusgrenzen freilich kaum mehr
überprüft. Dazu trug nicht nur ein gewisser
Mangel an Kandidaten für die zahlreichen
Posten bei, sondern auch die Aristokratisie-
rung des Demos: Jeder, der an den Versamm-
lungen teilnahm, wies allein dadurch seine
zeitweilige Abkömmlichkeit aus dem Arbeits-
prozeß und damit sein ausreichendes Ein-
kommen nach; deswegen erübrigte sich der
Nachweis der Zensusklasse bei einer Bewer-
bung für ein Amt.
Auch andere griechische Staaten hielten einen
erheblichen Teil ihrer Bürgerschaft durch Zen-
susschranken von den Ämtern fern, wie Blö-
sel in einem weitgespannten Überblick über
das fünfte Jahrhundert zeigte. Es gibt eini-

ge Städte, welche die Forschung als Demo-
kratien klassifiziert, in denen aber dennoch
Zulassungsbeschränkungen für Ämter galten,
ebenso existieren Hinweise auf oligarchische
Verfassungen, die einige Bürger zwar von
den Ämtern ausschlossen, aber zur Volksver-
sammlung zuließen. Was aber bleibt dann
noch als Unterschied zwischen Demokratie
und Oligarchie? Die Athener meinten in ih-
rer Demokratiepropaganda nicht die tatsäch-
liche Bekleidung aller Ämter durch alle Bür-
ger, welche zumindest im fünften Jahrhun-
dert in der Praxis nicht möglich war, sondern
die Obmacht (kratos) des Volkes über die ge-
samte Polis. Diese kam aber in der allentschei-
denden Volksversammlung zum Ausdruck,
nicht in einzelnen Ämtern. Selbst in den Städ-
ten des Seebunds, welche im dritten Viertel
des fünften Jahrhunderts abfielen und gewalt-
sam wiedereingegliedert wurden, scheint der
athenische Staat die überkommenen Ämter
und deren mutmaßliche Besetzung nach Zen-
susqualifikationen nicht abgeschafft zu ha-
ben, das institutionelle Gewicht der Volksver-
sammlung aber erhöhte er enorm. Nicht nur
die Athener, die meisten Griechen unterschie-
den in ihren Polisverfassungen zwischen regi-
mentsfähigen Vollbürgern und nur zur Volks-
versammlung zugelassenen Minderbürgern.
Die Aristotelische, von der Forschung über-
nommene Einteilung der Poleis in Demokra-
tien und Oligarchien ist eine allzu schemati-
sche, die Begriffe wurden erst im Athen der
Mitte des fünften Jahrhunderts in der sich ver-
schärfenden Auseinandersetzung mit Sparta
einerseits als Selbstbeschreibung und ande-
rerseits als ideologisiertes Feindbild geprägt.
Der heuristische Wert der beiden Rubriken ist
auch deshalb gering, er bedarf dringend der
Revision.

Nach dem Vortrag wurde intensiv über die
Möglichkeit und die Art und Weise eines Aus-
schlusses der athenischen Theten diskutiert.
War der Ausschluß vielleicht kein formaler,
sondern erfolgte erst durch die Wahl? Ar-
me waren ohne Siegchance. Andere Disku-
tanten wiesen auf die Bedeutung der Zensus-
grenzen in anderen Lebensbereichen, etwa im
Erbrecht, hin. Auf den Einwand, die Zensus-
beschränkungen seien in der Politik gar nicht
mehr beachtet worden, entgegnete Blösel, daß
man dann ja überhaupt keine Zensusklassen
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bei den Wahlen gebraucht hätte. Zudem sei-
en diese vielleicht erst gegen Mitte des fünften
Jahrhunderts eingeführt worden.

Nach einer Kaffeepause, die vorüberge-
hend von der räumlichen Enge erlöste, sprach
WINFRIED SCHMITZ (Bonn) über die Aus-
weitung von Partizipationschancen durch die
Reformen Solons. Während die Forschung
Solon zwar nicht mehr als Begründer der
Demokratie ansieht, aber doch als Förderer
der Partizipation des Demos, betonte Schmitz
die Grenzen der Teilhabe. Durch die Einfüh-
rung der vier Zensusklassen wurden Zeugi-
ten und Theten von Archontat und Areopag,
den institutionellen Zentren athenischer Po-
litik, ausgeschlossen. Die Analyse nahm ih-
ren Ausgang vom Solonischen Stasisgesetz,
von dem nur ein einziger Satz erhalten ist:
„Wer sich bei einer Stasis in der Stadt we-
der der einen noch der anderen Seite an-
schließt, der sei ehrlos (atimos) und verliere
sein Recht der Teilhabe an der Polis.“ Mit Sta-
sis ist nicht eine gewaltsame innere Ausein-
andersetzung gemeint, wie die Forschung an-
nimmt – wenn sie das Gesetz nicht ohnehin
für fiktiv hält –, sondern eine Abstimmung.
Das Gesetz verlangt von den Abstimmenden
also, bei einer brisanten Entscheidung Posi-
tion zu beziehen und eine möglichst eindeu-
tige Mehrheitsentscheidung herbeizuführen.
Der Sprachgebrauch in klassischer Zeit be-
stätigt diese Deutung. Geregelt wurde nicht
irgendeine Abstimmung, sondern Verfahren
vor dem Areopag. Der Adelsrat entschied in
der Solonischen Ordnung über richtungwei-
sende politische Kontroversen, die natürlich
immer auch Personenfragen waren. Diejeni-
gen Mächtigen, welche die politische Ord-
nung gefährdeten, ein Amt gewaltsam an sich
rissen oder ein Jahresamt gegen die Regel
perpetuierten, konnten vor dem Areopag an-
geklagt werden. Durch das Vorschreiben ei-
ner Mehrheitsentscheidung unter Beteiligung
aller Areopagiten wollte Solon sicherstellen,
daß das Votum deutlich ausfiel und die unter-
legene Partei um so eher bereit war, ihr Un-
terfangen aufzugeben. Dieses Verfahren äh-
nelt dem Ostrakismos des fünften Jahrhun-
derts, mit dem Unterschied, dass nun vom
Volk abgestimmt wurde und es keine Betei-
ligungspflicht, sondern ein Mindestquorum
von 6000 Stimmen gab. Das Stasisgesetz stell-

te eine Vorform des Scherbengerichts dar.
Von seiner Neuinterpretation ausgehend,

zog Schmitz im zweiten Teil des Vortrags die
Konsequenzen für die Entstehung der Demo-
kratie. Kylons Tyrannisversuch um 636 heizte
die politischen Kontroversen in der Stadt an.
Drakon und vor allem Solon reagierten dar-
auf. Letzterer setzte durch, daß sich Kylons
Gegner wegen der frevelhaften Tötung von
dessen Anhängern einem Prozeß unterzogen,
der mit ihrer Verbannung endete. Auf diesem
Präzedenzfall baute vermutlich Solons Stasis-
gesetz auf. Die inneren Spannungen schwan-
den aber nicht. Peisistratos’ erster Vertrei-
bung im Jahr 556/55 lag wahrscheinlich nicht
eine gewaltsame Eskalation zugrunde, son-
dern ein Verfahren vor dem Areopag. Immer-
hin wurden auf der Agora Ostraka mit dem
Namen ‘Pisistratos’ gefunden. Vor 488/87,
als das Scherbengericht in der uns bekann-
ten klassischen Form eingeführt wurde, kam
das Solonische Verfahren wohl wenigstens ein
weiteres Mal zur Anwendung. Eventuell wur-
de sogar Kleisthenes Opfer eines solchen Pro-
zesses, bevor er den Ostrakismos vom Areo-
pag auf den Rat der 500 oder gleich auf das
Volk übertrug. Ob seine persönliche Erfah-
rung der Grund dafür war, ob ein peisistra-
tidenfreundlicher Areopag geschwächt wer-
den sollte oder ob sich das Areopagverfah-
ren als ungeeignet zur Beilegung inneraristo-
kratischer Konflikte erwiesen hatte, weil die
Areopagiten selbst zu stark in diese Konflik-
te involviert waren, ist nicht zu sagen. Insge-
samt gesehen, entstand die attische Demokra-
tie durch eine Verschiebung der Macht vom
adeligen Areopag auf das Volk. Mit den Na-
men Solon, Kleisthenes und Ephialtes verbin-
den sich die wesentlichen Reformschübe. So-
lon hatte aber noch versucht, Kontroversen
zwischen Adeligen durch die Standesgenos-
sen entscheiden und schlichten zu lassen. Sei-
ne Hoffnung, durch klare Mehrheitsentschei-
dungen politische Auseinandersetzungen zu
entschärfen und so das kompetitive Verhalten
der Aristokraten zu zügeln, erfüllte sich nicht.
So wurden die Entscheidungen auf Gremien
außerhalb des Adels verlagert – die Partizipa-
tionschancen des Demos wuchsen erheblich.

Die Diskussion thematisierte erneut die
Breite des Stasisbegriffs und die Frage, ob
Kleisthenes den Ostrakismos zunächst auf
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den Rat oder gleich aufs Volk übertrug. Fer-
ner stand das Problem der Enthaltung im Mit-
telpunkt. Gab es Enthaltungen auch sonst in
Athen, war ein Enthaltungsverbot in antiken
Gesellschaften üblich? Schmitz äußerte Vor-
behalte gegenüber dem Begriff, da dieser an-
ders als im modernen Verfassungsleben kei-
nen formalen Platz besaß. ‘Enthaltung’ erfolg-
te durch Nichtbeteiligung, und dafür gab es
durchaus Konzepte. Die Debatte kreiste aber
vor allem um den Charakter von Solons Maß-
nahme. Wollte er neben der stärkeren Integra-
tion des Adels auch die Gefolgschaften besser
einbinden? Spielten Sachfragen die entschei-
dende Rolle, an die sich dann die Personalfra-
gen knüpften? Schmitz wies den Sachproble-
men eine Rolle zu, auch wenn sie wohl nicht
primär waren. Die Anhängerschaften woll-
te Solon integrieren, immerhin konnten diese
ebenso wie ihre Führer verbannt werden. Das
Hauptproblem aber war, daß die Aristokra-
ten den mächtigsten unter ihnen, den potenti-
ellen Tyrannen, natürlich loswerden wollten,
während das Volk durchaus anderer Meinung
sein konnte: Der Demos durfte manche Vor-
teile von einem Herrscher erwarten.

JAN TIMMER (Bonn) widmete sich im An-
schluss der attischen Demokratie. Die Ent-
wicklung des athenischen Gemeinwesens war
im fünften und vierten Jahrhundert zwar von
einer Ausweitung der Partizipation geprägt,
doch war diese noch keineswegs gleichbe-
deutend mit einer Stärkung der Legitimität
der getroffenen Entscheidung, dann nämlich,
wenn man die Auseinandersetzungen zu Be-
ginn des fünften Jahrhunderts nicht als de-
mokratische Revolution, sondern als Macht-
kämpfe zwischen rivalisierenden Angehöri-
gen der Elite versteht. Stattdessen wurden
Konflikte innerhalb des Adels, deren Lö-
sung den Gruppenmitgliedern nicht gelang,
aus der Gruppe hinausverlagert und damit
das politische System, jedenfalls der Intenti-
on nach, stabilisiert. Die entscheidende Ver-
bindung war also diejenige von Partizipati-
on und Systemeffektivität / Rationalität. Die
Legitimität kam erst im Zuge eines Perspek-
tivwechsels im Zuge der Demokratisierung
hinzu: In der sich etablierenden Volksherr-
schaft wurde die Teilhabe selbst Grundlage
und Indikator für die Legitimität von Ent-
scheidungen. Im fünften Jahrhundert wurde

Legitimität noch wesentlich durch sog. input-
orientierte Argumente hergestellt, das heißt,
die authentische, nicht durch Zwang oder
Abhängigkeit zustande gekommene Zustim-
mung selbst war bereits eine hinreichende Be-
dingung für die Verpflichtung zum Gehor-
sam. Angesichts der außenpolitischen Erfol-
ge Athens schien diese Variante zu genügen.
Ihre Voraussetzung war aber eine weitgehen-
de Homogenität der in der Bürgerschaft vor-
handenen Interessen. Die Größe und Ausdif-
ferenzierung der damaligen athenischen Ge-
sellschaft läßt aber an einer solchen Identi-
tät von Einzel- und Kollektivinteressen zwei-
feln – damit ist auch die Behauptung, Ent-
scheidungen seien in einem demokratischen
Mehrheitsverfahren allein wegen des Ausma-
ßes der Teilhabe legitim, nicht aufrechtzuer-
halten. Die Defizite bestanden in einer ho-
hen Instabilität des Entscheidungsprozesses,
einer fehlenden Effektivität des Verfahrens,
der Gefahr einer despotischen, nicht im ge-
ringsten am Gemeinwohl orientierten Herr-
schaft einer dauerhaften Mehrheit und in der
fehlenden Verbindlichkeit der Entscheidung.
Im oligarchischen Umsturz von 411/10 trat
die fehlende Akzeptanz von Teilen der Bür-
gerschaft klar zutage. Die Vorstellung, Parti-
zipation alleine erzeuge bereits Verpflichtung
zum Gehorsam, traf für das Athen dieser Epo-
che nicht mehr zu.

In der wiederbegründeten Demokratie von
404/03 traten deshalb so genannte output-
orientierte Argumente in den Vordergrund:
Eine Entscheidung ist dann legitim, wenn
sie allen, das heißt dem Gemeinwohl, nützt,
und dem Kriterium der Verteilungsgerechtig-
keit entspricht. Verinnerlichen die Mitglieder
der Gemeinschaft in hinreichendem Maße so-
lidarische Interaktionsorientierungen, so tre-
ten die beschriebenen Probleme bei der Legi-
timation von Mehrheitsentscheidungen nicht
länger oder zumindest nicht mehr im selben
Umfang auf. Die Redner des vierten Jahrhun-
derts zeigen, daß nun die Differenz zwischen
Partikularinteresse und Gemeinwohl sowie
zwischen den einzelnen Partikularinteressen
als berechtigt anerkannt wurde. Homogenität
wurde von einer notwendigen Voraussetzung
des Entscheidungshandelns zu einem erstre-
benswerten Ziel. Schlagworte wie mia gnome
oder koinon agathon wurden populär, sie wa-
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ren Ausdruck eines neuen Verständnisses. Die
kollektive attische Identität des fünften Jahr-
hunderts wurde aufrechterhalten und intensi-
viert. Wer die gewünschte solidarische Inter-
aktionsorientierung aber (noch) nicht besaß,
etwa wegen mangelnden Alters, konnte von
der Teilhabe ausgeschlossen werden. Deshalb
wurden im vierten Jahrhundert die Gelegen-
heiten zur Partizipation begrenzt. Das bedeu-
tete nichts anderes als die Kapitulation vor
den Grenzen der politischen Sozialisation und
die Betonung des Outputs des Systems gegen-
über der Rechtmäßigkeit von Mehrheitsent-
scheidungen. Ohne das Vertrauen des einzel-
nen in Mitbürger, Institutionen und politische
Ordnung konnte dieses System freilich nicht
funktionieren. Das Vertrauen wurde einmal
durch die Institutionalisierung von Mißtrau-
en (Luhmann) erzeugt, also durch Ämterfris-
ten und Kompetenzbegrenzungen. Gleichzei-
tig war erst im vierten Jahrhundert, nach dem
Ende des Ostrakismos, ein öffentlicher Aus-
tausch divergierender Meinungen möglich:
Demokratie lebt davon, so entsteht Vertrau-
en. Nur wenn verschiedene Meinungen dar-
gestellt werden und die Abstimmenden aus-
reichend informiert sind, sind Mehrheitsent-
scheidungen, bei denen eine hohe Zahl von
Akteuren beteiligt ist, als sinnvoll denkbar.

Der Vortrag war stark von Überlegun-
gen der politikwissenschaftlichen Theorie ge-
prägt, und so zielten auch die Fragen vor-
nehmlich auf die Qualität des entworfenen
Modells. Timmer wies darauf hin, daß Al-
tersgrenzen sich besonders zur Beschränkung
von Partizipation eignen, weil sie am ehesten
Akzeptanz finden: Jeder darf hoffen, sie einst
überschreiten zu können. Diskutiert wurde
auch, ob die solidarischen Interaktionsorien-
tierungen nicht einfach als schlichte Gemein-
sinnsrhetorik besser gefaßt werden könnten.
Am intensivsten wurde über die Kategorie
des Vertrauens debattiert. Ist die graphe pa-
ranomon nicht ein hervorragendes Beispiel
für eine Institutionalisierung des Mißtrauens?
Und, vor allem: Baut sich Vertrauen nicht
zu Personen auf, die man schätzt, und wird
es durch dieses subjektive Element nicht ei-
ne unkalkulierbare Größe, was zu Konflikten
und zu Vertrauensenttäuschung führt? Ver-
trauen war, so Timmer, tatsächlich eine sehr
begrenzte Ressource, der Redner mußte Ent-

täuschungen um fast jeden Preis vermeiden.
Den Mechanismen der Vertrauenserzeugung
kam deshalb ein hoher Stellenwert zu, in ers-
ter Linie der Überhöhung der gemeinsamen
Vergangenheit und Identität.

Die vier Vorträge waren ungewöhnlich eng
auf die gemeinsame Sache bezogen. Sie bo-
ten daher nicht nur jeder für sich eine Men-
ge an innovativen Ideen und Denkanstößen,
sondern regten auch in der Summe zu neu-
er Reflexion über den Zusammenhang zwi-
schen Teilhabe, Legitimität und Funktionie-
ren eines soziopolitischen Systems an. Teil-
weise entstammten die Beiträge größeren For-
schungsarbeiten. Dennoch ist zu hoffen, daß
sie bald auch gemeinsam in Aufsatzform pu-
bliziert werden – die Rezeption könnte sich so
über die Enge eines stickigen, aber lebhaften
Seminarraums hinaus fortsetzen.
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